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Antrag 152/II/2022

AG Selbst Aktiv Berlin

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme (Konsens)

Beteiligungssteuerung und Berichtspflichten für landeseigene Unternehmen ausweiten - Keine Ausgleichsabgaben für

niemanden!
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Private Arbeitgeber und Arbeitgeber der öffentlichen

Hand stehen in der Verantwortung, auch Menschen mit

Beeinträchtigungen in ihrer Vielfalt sozialversicherungs-

pflichtig zu beschäftigen und für ihre Karriere, ihre Fort-

und Weiterbildung Sorge zu tragen. Das Land Berlin hat

hierfür Vorbildfunktion - sowohl als Gesamtarbeitgeberin

als auch imRahmenderBeteiligungssteuerung fürdie vie-

len landeseigenenUnternehmen (Körperschaften, Anstal-

ten, Stiftungen, Landesunternehmen (Betriebe bei Mehr-

heitsbeteiligung und ihre Tochterunternehmen)).

 

Die Zahlung von Ausgleichabgaben (§ 160 SGB IX) belegt

ein mangelndes Problembewusstsein zur Behebung der

arbeitsmarktpolitischen Benachteiligung von Menschen

mit Beeinträchtigungen. Sie belegen auch unzureichende

Kenntnisse in den Beteiligungsunternehmen bei der Lö-

sung des branchenübergreifend vorhandenen Fachkräfte-

mangels. Laut Zahlen der Bundesagentur für Arbeit ha-

ben rund die Hälfte (47,9 Prozent) der arbeitslos gemelde-

ten schwerbehinderten Menschen eine abgeschlossene

Berufsausbildung oder eine akademische Ausbildung. Bei

den Arbeitslosen ohne Schwerbehinderung suchen nur

rund 37 Prozent eine Tätigkeit als Fachkraft oder eine Stel-

le, die eine qualifizierte Ausbildung voraussetzt.

 

Wir fordern die sozialdemokratischen Amts- und Man-

datsträger*innen daher auf, dafür Sorge zu tragen:

• In den Beteiligungsunternehmen sind Verfahren

zumDisabilityMainstreaming zuentwickeln, diedie

Einstellung und Karriereförderung von Menschen

mit Beeinträchtigungen sicherstellen. Diese Aufga-

be gehört auch auf die Ebene der jeweiligen Ge-

schäftsführungen, der Vorstände und der Aufsichts-

räte. Bei diesem Top Down-Ansatz bedarf es einer

stärkeren Transparenz.

• a. anlehnend an die Regelungen zur

Frauenförderung-, der Gleichstellungs- undGender-

politik sind seitens des Abgeordnetenhauses und

u.a. auch durch die Senatsverwaltung für Finanzen

entsprechende gesetzliche Berichtspflichten für

den Beteiligungsbericht und seine unterjährigen

Erfordernisse zu etablieren.

• Seitens der zuständigen Senatsverwaltungen sind

sowohl entsprechende Ausführungsvorschriften für

die Beteiligungsunternehmen des Landes Berlin als

auch entsprechende Informationsflyer zügig zu ent-

wickeln.
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• Die Ausgleichsabgaben sind drastisch zu erhöhen.

 

Begründung

Aufgrund einer parlamentarischen Anfrage aus der SPD-

Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus wurde im Som-

mer dieses Jahres bekannt, dass bei etlichen landeseige-

nen Unternehmen branchenübergreifend seit mehreren

Jahren Ausgleichsabgaben gezahltwerden. Das bedeutet:

DieseUnternehmenerfüllennochnicht einmaldie Pflicht-

quote an Beschäftigten mit Schwerbehinderung. Das hat

berechtigterweise zu massiver öffentlicher Kritik geführt.

 

Inklusion und Vielfalt sind gesellschaftliche Herausforde-

rungen, die sich viele gerne auf ihre Fahnen schreiben. Es

braucht dazu aber auch mehr messbare Indikatoren, die

nachprüfbar sind. Jedes landeseigene Unternehmen, wel-

ches eine Ausgleichabgabe zahlt, ist eines zu viel. Für eine

Änderung trägt auch die Berliner Politik Verantwortung.

 

Die Ausgleichsabgabe für öffentliche und private Unter-

nehmen ist im § 160 Sozialgesetzbuch IX verankert. Sie

greift in gestaffelter Form, wenn Arbeitgeber*innen mit

mehr als 20 Arbeitsplätzen weniger als fünf Prozent der

Stellen mit schwerbehinderten Menschen besetzen. Für

kleinere Betriebe, die nicht ausreichend Menschen mit

Behinderungenbeschäftigen, sinddie Ausgleichsabgaben

reduziert.
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